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Edmund Stoiber: Ich 
111 die Auseinanderset- 

Zl'ng mir der Bundesre- 
*'e,'<ing hier von ameri- 

kanischem Boden aus 
nicht explizit führen, 

s°ndern unsere Position 
darstellen. Die Union 

•i£" ein ungebrochenes 
Verhältnis zu den Ver- 
e'nigten Staaten. Von 

Adenauer bis Kohl. 
Qaran möchte ich an- 
«nüpfen. Wir genießen 

^halb bei den Ameri- 
anern einen größeren 

Vertrauenbonus. 

GEORGE  W.   BUSH   ZU   EDMUND   STOIBER: 

Sie haben eine große 
Aufgabe vor sich 

amerikanische Präsi- 
11 messe - das sei ihm 

'e,lr klar geworden" - 
^n§en und freundschaftli- 
^ ^Beziehungen" mit der 
^desrepublik Deutsch- 

*d einen besonderen Stel- le«ivv 
Mi 

ert zu. 

*h 
11 diesen Worten be- 

t, re'°t   Kanzlerkandidat 

CwUnd Stoiber den Ein" ck' den er in einem 50- 

minütigen Gespräch mit Ge- 
orge W.Bush am 12. April im 
Weißen Haus gewonnen hat. 
Deshalb habe ihm der amer- 
kanische Präsident auch die 
Bereitschaft erklärt, sich bei 
wichtigen Entscheidungen 
mit Deutschland und Europa 
abzustimmen. „Von Allein- 
gängen oder Unilaterismus 
jedenfalls" - so Stoiber - 
„kann keine Rede sein."    • 

INHALT 

ANGELA   MERKEL: 

Jeder Bürger soll wieder 
eine Stimme bekommen. 
Zwei Jahre Parteivorsitz 
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Für Krieg braucht es nur 
eine Seite, für Frieden 

zwei. Laurenz Meyer bei 
der Kundgebung des 
Zentralrats der Juden 

in Deutschland in 
Frankfurt am Main 
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EDMUND  STOIBER: 

Wir brauchen 
Amerika dauer- 
haft in Europa 

Der Terrorangriff am 
11. September traf die 
USA, aber er galt der ge- 
samten freien Welt. Die 
islamischen extremisti- 
schen Terroristen wol- 
len Freiheit und Demo- 
kratie, Menschenrech- 
te, Liberalität, Rechts- 
staat, Religionsfreiheit 
und die freie Wirtschaft 
zerstören. Dagegen muss 
sich die Welt wehren. 

Die USA haben be- 
wiesen, dass sie die Kraft 
und Entschlossenheit da- 
zu aufbringen. Auch wir 
Europäer sind gefordert, 
mehr Verantwortung für 
den Weltfrieden zu über- 
nehmen. 

Die Stärkung einer 
neuen globalen Sicher- 
heitsarchitektur ist in 
Gang gekommen. Sie 
muss auf den vorhande- 
nen Fundamenten auf- 
bauen. Für Deutschland 
und seine europäischen 
Partner bleibt deshalb die 
Nordatlantische Allianz 
auch künftig von ent- 
scheidender Bedeutung, 
und wir brauchen Ame- 
rika dauerhaft in Europa. 

Aus der Rede von Edmund 

Stoiber am 1I. April im 

Deutschen Haus in New York 

'USA-REISE   DES   KANZLERKAN DID A T E N 

George W. Bush: Ich 
schätze die Deutschen 

Fortsezung von Seite 1 
„Ganz im Gegenteil: Die 
Europäer sind es, die sich 
wesentlich intensiver als 
bisher mit den Gefahren 
auseinander setzen müs- 
sen, die der internationale 
Terrorismus verursacht." 

Konkret nannte Kanzler- 
kandidat Stoiber das Terror- 
netzwerk Al-Qaida und die 
Politik des Irak unter Sad- 
dam Husein. 

Die Außen- und Sicher- 
heitspolitik stand im Vorder- 
grund des Gesprächs, an dem 
zeitweise auch Vizepräsi- 
dent Dick Cheney und Si- 
cherheitsberaterin Condo- 
leezza Rice teilnahmen. Es 
war von einem neuen paläs- 
tinensischen Selbstmordat- 
tentat in Jerusalem über- 
schattet, und George W. 
Bush hatte, kurz bevor er mit 
Edmund Stoiber sprach, über 
diesen Anschlag mit dem 
russischen Präsidenten Wla- 
dimir Putin telefoniert. 

Russland spiele eine 
wichtige Rolle im Kampf ge- 
gen den internationalen Ter- 

rorismus. Das gute Verhalt' 
nis des Kremls zu den Eu- 
ropäern - aber auch zu den 
USA - sei deshalb für Bush 
von großer Bedeutung. 

Sehr gut mit der 
Lage in Deutschland 

vertraut 

„Ich   schätze   Deutsch- 
land. Und ich schätze die 
Deutschen", versicherte def 

amerikanische Präsident sei- 
nem Besucher und ging H* 
dieser Erklärung auf Einze'' 
heiten der deutschen Pol'11 

ein,   die   Edmund   Stoiber 

nach seinem Gespräch inl 

Weißen Haus zu der Ben**' 
kung veranlassten: „Ich ^ 
erstaunt, wie genau der "r 

sident die politische Lage 'n 

Deutschland kennt." 
Gleich   zur   Begrüßu^. 

seines Gasts hatte Bush JJ 
die Wahlen im Septem^ 
Bezug genommen und >> 
ber zu den Worten herzig 
die Hand geschüttelt: „H*1^ 
mein Freund. Sie haben e"1 

große Aufgabe vor sich- 

dt 
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BUNDESTAGWAHLKAMPF' 

GENERALSEKRETäR   LAURENZ   MEYER: 

SPD erlebt Einbruch bei 
Siegeswillen und Kampfmoral 

»»Wir sind mit dem bishe- 
rigen Verlauf des Wahl- 
*ampfs   sehr   zufrieden 

nd haben bisher unsere 
^ahlkampfstrategie 
Präzise durchgehalten." 

ln einem Pressse- 
§espräch am 11. April er- 
äuterte Generalsekretär 

L-aurenz Meyer: Bereits im 
V°rfeld der • Nominie- 
^»8   des   Kanzlerkan- 

,daten sei es der Union 
gelungen, die  Meinungs- 
"hrerschaft zurück zu er- 

ern   und   in   wichtigen 
0rr»petenzfeldern, auch in 
r Sonntagsfrage, vor der 

PD
 ZU liegen. Mit der No- 

tierung Edmund Stoi- 
ers habe sich dieser Trend 
u Gunsten der Union wei- 

ter 
^      verstärkt,     erklärte 

ver. Insgesamt seien 
^Karnpfmoral und sieges- 

Ie' jn fer Anhänger- 

s K ^er Unionsparteien 
r
ehr gewachsen: „Wäh- 
c

e£d zurzeit 90 Prozent der 
j "Anhänger erwarten, 
J?J ihre eigene Partei ge- 
'^ wird, trifft dies für 

Sph
noch 50 Prozent der 

^. Anhänger zu." 
ktuell arbeite die Union 

^ite,. 
sei daran, das Bewusst- 

en der Bevölkerung für 

die man- 
gelnde Kom- 
petenz der 
Bundesre- 
gierung und 
ihres Kanz- 
lers zu schär- 
fen: In den 
Augen der 
Bürger sei 
die Steuerre- 
form ein 
Flop. 51 Pro- 
zent seien der 
Ansicht, dass 
die Steuer- 
last heute höher sei als vor 
der Reform. Für 56 Prozent 
sei die Gesundheitsvor- 
sorge schlechter als vor 
vier Jahren, und 48 Prozent 
sind der Meinung, dass die 
Rente weniger sicher sei. 
83 Prozent betonen, dass 
die soziale Kluft größer ge- 
worden sei, und mehr als 
die Hälfte der Befragten 
gebe an, dass Rot-Grün kei- 
ne wichtigen Reformen in 
Gang gesetzt habe. 

Diese Zahlen belegen, 
dass sich allmählich eine 
„Wechselstimmung" 
herausbildet: „Diesen 
Trend wird die Union nach 
Kräften fördern", sagte 
Laurenz    Meyer.    Ange- 

sichts der zahlreichen ge- 
brochenen Versprechen 
der Schröder-Regierung 
hätten die Menschen von 
„hehren Verheißungen" 
genug. Stattdessen „wollen 
sie endlich wieder gut re- 
giert werden". 
• Mit der Präsentation 
des gemeinsamen Wahl- 
programms von CDU und 
CSU am 29. April fällt der 
Startschuss für eine neue 
Phase. Angesichts der 4,3 
Millionen Arbeitslosen 
und einer Rekordzahl bei 
den Unternehmenspleiten 
werde jeden Tag deutli- 
cher, dass „Deutschland 
eine bessere Regierung 
verdient hat". UD 
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'ZWEI   JAHRE   PARTEIV O R S I T Z 

ANGELA   MERKEL: 

Jeder Bürger soll wieder eine 
Stimme bekommen 

Am 10. April 2000 - 
vor zwei Jahren - hat 
der Essener Parteitag 
Angela Merkel mit ei- 
nem Traumergebnis 
von 96 Prozent zur 
Vorsitzenden der 
CDU gewählt. In ein- 
em Interview mit dem 
Deutschlandfunk 
nahm sie aus diesem 
Anlass zu einer Reihe von 
aktuellen Themen Stel- 
lung. Hier die Zusammen- 
fassung ihrer Antworten 
auf die wichtigsten Fra- 
gen: 

•   CHANCEN: Ich bin 
sehr zufrieden. Es war eine 
sehr spannende und erfolg- 
reiche Zeit. Die CDU hat - 
gemeinsam mit der CSU - 
heute die große Chance, die 

Bundestagswahl am 22. 
September zu gewinnen. 

• SYMPATHIE: Ich habe 
damals in Essen gesagt: „Ich 
wünsche, dass jeder, der 
mich heute gewählt hat, mir 
auch, wenn es schwierig 
wird, zur Seite steht." Die 
große Sympathie von da- 
mals spüre ich heute noch: 
viel Unterstützung durch die 
Parteimitglieder, viel Hoff- 

Richard von Weizsäcker zum Geburtstag 
In einem Glückwunschschreiben hat die Parteivorsit- 
zende Altbundespräsident Richard von Weizsäcker zur 
Vollendung seines 82. Lebensjahres gratuliert. „Meine 
Gratulation gilt dem Politiker, der in einzigartiger 
Weise eine gesellschaftliche Mitte in Deutschland ver- 
körpert", betont Angela Merkel in ihrem Brief. Stets 
habe sich von Weizsäcker mit den Grundwerten der mo- 
dernen Gesellschaft auseinander gesetzt und Dialoge 
zwischen Kirche und Politik, Jung und Alt, zwischen 
Ost und West eröffnet. 

nung, viel Engagement. Das 
ist dann auch für die Arbeit 
sehr beflügelnd. 
.GESCHLOSSENHEIT: 
Ausgesprochen schwierig 
war die Situation im Zusam- 
menhang mit der Bundes- 
ratsentscheidung über die 

Steuerreform. Eine Lehr- 
stunde. Deshalb bin 'ch 

außerordentlich froh, dass 
wir bei der Zuwanderung8' 
debatte die Geschlossenheit 
hinbekommen haben. • 
Menschen haben das aucn 
honoriert. 

•   WAHLKAMPF: IcJ 
werde überall in Deutschland 
Termine haben, in Veranstal- 
tungen auftreten, eine Son1' 
mertour machen. Mein wie*1' 
tigstes Anliegen dabei: Jede 

Bürger in diesem Land so 
wieder eine Stimme bekort1' 
men. Denn Schröder hat einß 

auch für Sozialdemokraten 
schlimme Entwicklung e,n' 
geleitet: Danach spielen Zü' 
nehmend die Großen in d'£ 
ser Gesellschaft eine wie"' 
tige Rolle- „Bosse" und Ge- 
werkschaftsfunktionäre ' 
aber nicht der Einzelne, 
ebenfalls wertvolle Leist^' 
gen für unser Land erbring 
Das soll sich ändern. 
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STOIBER-PLAKAT 

* WIRTSCHAFT: Die 
Bundesregierung und - als 
tfauptverantwortlicher-de- 
ren Bundeskanzler haben ei- 
ne Politik gemacht, die uns 
Wirtschaftlich nicht voran 
bringt.  Weit über 30.000 

leiten werden wir dieses 
Ja"r haben-alle 15 Minuten 

lr>e: die Folge von immer 
•nerir Bürokratie und einer 
Schlecht gemachten Steuer- 
reform, die vor allen Dingen 
Jen Mittelstand benachtei- 

§t und keine neuen Ar- 
e'tsplätze möglich macht. 

* WEHRPFLICHT: Im 
Gegensatz zu den Sozialde- 

°Kraten gibt es bei uns 
e'ne Stimme, die die Ab- 

^haffung der Wehrpflicht 
°rdert. Wir rütteln nicht 
Jran. Es bleibt bei neun 
^°naten und einer 300.000 
Mann starken Bundeswehr. 

* NAHOST: Es geht da- 
^ das Existenzrecht Isra- 

s 2u sichern und den Palä- 
" lnensern eine Perspektive 

d
U bieten. Es geht darum, 

Friedensbemühungen 
der in Gang zu bringen, 

d 
rSicherheit zu sorgen und 

j, «error einzudämmen. 

g  
sha|b wünschen wir der 

* . er'kanischen Nahost- 
öative Erfolg. Die Mög- 

ken eines Bundeswehr- 

ru 
Satzes, den die Regie- 

steh 'nS Spiel §ebracnt nat' 
T   l für uns nicht auf der 
Ordnung. 

Kantig. Echt. Erfolgreich. 

DER WEG, den CDU und CSU eingeschlagen haben, ist 
nach Meinung von Werbefachleuten und Wissenschaftlern 
Erfolg versprechend. • „Viel moderner als alle bisherigen 
Kampagnen" - so beurteilt die Geschäftsführerin der Wer- 
beagentur Jung von Matt/Isar, Elisabeth Baumgartner, das 
neue Stoiber-Plakat. • „Sympathie, Aktivität und Kompe- 
tenz" - damit vermittelt das Plakat die drei wichtigsten Fak- 
toren der Personenwahrnehmung, lobt der Münchner Me- 
dienwissenschaftler Hans-Bernd Brosius, der seit den 80er 
Jahren Wahlplakate analysiert.» Der Berliner Kommunika- 
tionswissenschaftler Lutz Erbring bezieht sich offensicht- 
lich darauf, wie Michael Spreng, Thomas Goppel und Lau- 
renz Meyer am 4. April im Konrad-Adenauer-Haus das „Ge- 
genmodell zu Schröder" vorgestellt und erläutert haben: 
„Auf die Diskussion der Plakate in den Medien kommt es an. 
Je schärfer sie ist, desto besser." 

Fachausschuss Sport in Magdeburg 
Der Arbeitskreis Leistungs-     Anhalt,   Wolfgang   Böh- 
sport des Bundesfachaus- 
schusses Sport unter der 
Leitung von Klaus Riegert 
ist am 11. April in Magde- 
burg zusammengekom- 
men. Gäste: die Parteivor- 
sitzende Angela Merkel 
und der Landesvorsit- 
zende der CDU Sachsen- 

mer. Auf dem Programm 
stand ein Besuch des 
Sportgymnasiums Mag- 
deburg und des Olympia- 
stützpunkts Magdeburg/ 
Halle. Angela Merkel wür- 
digte den Einsatz der Leh- 
rer, Trainer und Betreuer 
für die Jugendlichen. 
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SPD-KORRUPTIONSAFFäREN 

ANDREAS   SCHMIDT: 

SPD-Generalsekretär Müntefering hat 
die Öffentlichkeit getäuscht 

Erklärung des Obmanns 
der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion im 1. Unter- 
suchungsausschuss: 

Bereits zu Beginn der 
Vernehmung hat der von 
dem Kölner SPD-Unter- 
bezirk beauftragte Wirt- 
schaftsprüfer Dr. Menger als 
Zeuge vor dem Untersu- 
chungsausschuss dargelegt, 
wie die von der SPD voll- 
mundig angekündigte „rück- 
haltlose" Aufklärung der 
SPD-Korruptionsaffären tat- 
sächlich betrieben wird. 

Der Wirtschaftsprüfer hat 
vordem Untersuchungsaus- 
schuss ausgesagt, er habe be- 
reits am 14. März seinen Be- 
richt über die Überprüfung 
des SPD-Unterbezirks Köln 
an Herrn Schmude und die 
Bundesschatzmeisterin der 
SPD, Frau Wettig-Daniel- 
meier, übersandt. 

Nach diesem Bericht 
konnten die Bareinzahlun- 
gen der in der sogenannten 
Biciste-Liste ausgewiesenen 
Empfänger von Spenden- 
quittungen durch den Bun- 
desvorstand der SPD na- 
mentlich bereits seit dem 14. 
März entschlüsselt werden. 

SPD-Generalsekretär 
Müntefering hat bei seiner 

6-UID 12/2002 

Aussage vor dem Untersu- 
chungsausschuss am 21. 
März diesen Bericht mit kei- 
nem Wort erwähnt. Er hat 
damit die Öffentlichkeit 
über wesentliche, der SPD 
längst bekannte Fakten ge- 
täuscht. Er hat ausgesagt, es 
sei erst teilweise möglich, 
Spenden bestimmten Perso- 
nen zuzuordnen, obwohl in 
dem Bericht des Wirt- 
schaftsprüfers bereits die 
Namen enthalten waren. 

Fragen zu Leuna- 
Akten an die 

Bundesregierung 

Nach Medienberichten ist 
über Jahre vom Bundes- 
kanzleramt der unzutref- 
fende Vorwurf erhoben 
worden, es seien Akten zu 
Leuna etc. im Kanzleramt 
verschwunden. 

Es müssen die für diesen 
ungeheuren Vorgang Ver- 
antwortlichen unverzüglich 
festgestellt und die entspre- 
chenden strafrechtlichen 
und disziplinarrechtlichen 
Konsequenzen gezogen 
werden. Es muss auch ge- 
klärt werden, ob und warum 
das Bundeskanzleramt sich 

bisher davor drückt, eine 
von der Staatsanwaltschaf1 

Bonn erbetene Stellung- 
nahme abzugeben. 

Ich habe deshalb fol- 
gende dringliche Fragen an 
die Bundesregierung für die 

Fragestunde im Deutschen 
Bundestag am 17. April ein- 
gereicht: 
•    Wann  haben   Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder 
und     Staatssekretär     Pr' 
Frank-Walter     Steinmeier 

von dem in der Welt a"1 

Sonnlag vom 14. April er- 
wähnten Fund von angeD' 
lieh verschwundenen Oflg 
nal-Leuna-Akten  im  Bun. 
deskanzleramt erfahren un 
was haben sie daraufhin un 
ter   strafrechtlichen   (*e 

dacht der falschen Anschul- 
digung)    und    diszipl'nar 

rechtlichen   Gesichtspu»*' 
ten gegenüber dem Son 

^ 



S T E U E R P 0 LITI K ' 

GENERALSEKRETÄR LAURENZ MEYER 

Hans Eichel spuckt große Töne 
Zur Behauptung des 
Bundesfinanzministers, 
d'e Steuerpläne der Uni- 
°n seien „unsozial": 

Bevor der Bundesfi- 
nanzminister derart große 
Töne spuckt, sollte er sich 
die eigene katastrophale 
°'lanz rot-grün bestimmter 

Wirtschafts- und Finanz- 
Politik anschauen: • Un- 
sozial ist eine Politik, die 
°ei über vier Millionen Ar- 
beitslosen mit „ruhiger 
Hand" tatenlos zuschaut. • 
unsozial ist eine Wirt- 
schaftspolitik, die zur 
F°lge hat, dass in Deutsch- 
end alle 15 Minuten ein 

Unternehmen Pleite geht. 
• Unsozial ist eine Öko- 
steuer, die vor allem zu La- 
sten von Familien, Rent- 
nern und Arbeitslosen geht. 
• Unsozial ist die Bestra- 
fung allein Erziehender 
durch die Streichung des 
Haushaltsfreibetrages. Un- 
ter Rot-Grün hat sich die 
Schere zwischen Arm und 
Reich weiter geöffnet. 

Herr Eichel hat eine 
verfehlte Steuerreform zu 
verantworten, die den Mit- 
telstand einseitig benach- 
teiligt, die großen Kapital- 
gesellschaften zurzeit prak- 
tisch steuerfrei stellt und 

zu einem dramatischen 
Einbruch des Aufkommens 
aus der Körperschaftsteuer 
geführt hat. Die Steuer- 
und Abgabenlast der Bür- 
ger ist inzwischen bei 56,6 
Prozent des Bruttoein- 
kommens angelangt. Das 
sind 1,5 Prozentpunkte 
mehr als beim Regierungs- 
wechsel 1998. 

Das Ziel, den Arbeit- 
nehmern mehr Geld in der 
Tasche zu lassen, ist nicht 
unsozial, sondern notwen- 
dig. Deutschland braucht 
endlich wieder eine bessere 
Wirtschafts- und Finanz- 
politik. 

^mittler Dr.  Hirsch  und 
en ihn unterstützenden Be- 

^lensteten der Abteilung I 
s Bundeskanzleramtes 

Vernommen? 
_ In welchem Unfang und 

^ welcher Zeit stehen von 
.er Staatsanwaltschaft Bonn 

dem Ermittlungsverfah- 

g
en (SO Js 816/00) wegen 
§eblich verschwundener 

j kten und angeblicher Da- 
Löschungen im Kanzler- 

amt yon der Staatsanwalt- 
schaft (vergib/? am Sowz- 
SiY°m 14. April) erbetene 

eUungnahmen des Kanz- 
-ramtes 

Multiple Choice.Brutalst- 
mögliche Aufklärung per 
multiple choice. Wie das 
geht, präsentiert seit eini- 
gen Tagen die SPD. Im Ne- 
bel des Kölner Spendenfil- 
zes kann sich die Öffent- 
lichkeit aussuchen, ob dem 
ins Zwielicht geratenen 
Generalsekretär Müntefe- 
ring eine vorläufige Spen- 
derliste m vorgelegen, m 
nicht vorgelegen hat, ob sie 
m aus Zeitmangel von ihm 
nicht abgerufen oder m 
mangels Glaubwürdigkeit 

unter Verschluss gehalten 
wurde.     Financial Times 

Eine Lüge? Langsam, 
aber unaufhaltsam ereilt 
den SPD-General Münte- 
fering die Wahrheit. Über 
die Spenderliste der Köl- 
ner Sumpf-Genossen war 
ihm durchaus schon etwas 
zu Ohren gekommen, als er 
vor dem Untersuchungs- 
ausschuss aussagte. Doch 
er behauptete, er wisse von 
nichts. Wie nennt man 
das? Eine Lüge?        Bild 

aus und warum? 
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RAPID   RESPONSE 

Rot-grüne Renten: Auswirkung auf das 
Wahlverhalten nicht ausgeschlossen 

„Rapid Response" aus der 
Bundesgeschäftsstelle auf 
Behauptungen von Wal- 
ter Riester auf dem Kon- 
gress der SPD-Arbeitsge- 
meinschaft für Arbeitneh- 
merfragen (AfA) am 12. 
April in Saarbrücken: 

Riester: „Wenn ich die tag- 
tägliche Praxis erlebe, wie 
Ältere aus den Arbeitspro- 
zessen rausgedrängt wer- 
den und Mitarbeiter in den 
Arbeitsämtern händerin- 
gend versuchen, 50-, 55-, 
56jährige in den Arbeits- 
prozess einzugliedern, und 
wir dann Annoncen lesen 
in der Zeitung, dass der 
Arbeitsplatz aber bitte- 
schön einem über 45jähri- 
gen nicht mehr angeboten 
wird: das ist die Verlogen- 
heit, in der wir stehen. Ge- 
gen diese Verlogenheit 
müssen wir angehen." 

Apropos „verlogen": 
Riester will Renten-In- 
formationen für ältere 
Bürger erst nach der 
Wahl 

„Das   Bundesarbeitsmi- 
nisterium ist mit der Bitte an 

den Verband herangetreten, 
in den ersten Monaten [nach 
dem Beginn am 1. Juli] den 
Versand der Renteninfor- 
mation auf jüngere Jahr- 
gänge zu konzentrieren." 
(Rundschreiben des Ver- 
bandes deutscher Renten- 
versicherer, Süddeutsche 
Zeitung, 30. März) 

„Grund ist, dass bei älte- 
ren Jahrgängen wegen even- 
tuell zu gering ermittelter 
Rentenbeträge eine Auswir- 
kung auf das Wahlverhalten 
nicht ausgeschlossen wer- 
den kann." (VDR-Rechen- 
zentrum Würzburg, Süd- 
deutsche Zeitung, 30. März) 

„Unglaublich: Riesters 
Mini-Renten" 

„Denn der SPD-Politiker 
befürchtet, dass seine Kür- 
zungen bei den Altersgel- 
dern von der Opposition 
ausgeschlachtet werden. 
Riester weiß: Es ist ein 
großer Unterschied, ob die 
Union gegen ein abstraktes 
Rentenniveau von 64 Pro- 
zent wettert - oder ob es In- 
formationsbriefe gibt, in de- 
nen ältere Bürger schwarz 
auf weiß lesen können, dass 
sie im Alter nur ein karges 
Einkommen von beispiels- 
weise  800  Euro  erwarten 

dürfen. Der Arbeitsminister 
sieht die Wahlchancen der 
SPD schwinden, wenn es zu 
Schlagzeilen wie 'Unglaub- 
lich: Riesters Mini-Renten' 
kommt. [...1 Die Älteren, so 
viel ist klar, sollen die Wahr- 
heit erst nach der Wahl er- 
fahren." (Süddeutsche Zei- 
tung, 30. März) 

Riester: „Natürlich kön- 
nen wir darauf hinweisen, 
dass sich in den letzten 
dreieinhalb Jahren die An- 
zahl der Erwerbstätigen 
um über 1,1 Mio angeho- 
ben hat." 

Keine neuen Jobs 

Es sind keine neuen Stel- 
len entstanden. Im Wesent- 
lichen  resultieren  die   1' 
Millionen aus der Zwangt 
aufnähme  von 630-Ma*' 
(325-Euro-) Jobs in die Er- 
werbstätigenstatistik.    • 
Zahl der Beschäftigten hat 

rein statistisch allein des- 
wegen  zugelegt,  weil dl 

früheren 630-DM-Beschäi' 

tigten nunmehr in der Sta 
stik mitzählen und diese un1 

1,77 Millionen „neue" Be' 
schäftigte aufgebläht haben- 
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RAPID   RES PO N S E ' 

Auskunft des Pari. Staats- 
Sekr. Gerd Andres, S.21f.) 

In Wirklichkeit hat die 
Regierung Schröder jedoch 
keine zusätzliche Beschäfti- 
gung geschaffen, was an den 
Jährlich geleisteten Arbeits- 
stunden abzulesen ist. „Bei 
aer produktionswirksamen 
Entwicklung des Arbeits- 
platzes in Deutschland 
kommt es nicht nur auf die 
Anzahl der Erwerbstätigen 
an> sondern auch auf die 
effektiv realisierte Arbeits- 
eit, also das gesamtwirt- 

schaftlich geleistete Ar- 
beUsvolumen. Das Arbeits- 
amen ist im Jahr 2001 um 
'" v.H. zurückgegangen." 

(Jahresgutachten 2001 / 2002 
es Sachverständigenrates, 

Ri. 169) 

Stillstand im Jahr 2001 

. »In Deutschland waren 
!mjahre2001 durchschnitt- 
lch 38,7 Millionen Perso- 

nen erwerbstätig. Dies sind 
ed'glich 35.000 Personen 
2*0,1 v.H. mehr als im 
^ 0rJahr. Damit hat sich der 

e
e,t dem Jahre 1998 währ- 
.de Beschäftigungsaufbau 

i'Cnt mehr fortgesetzt, er ist 
^ Jahresdurchschnitt na- 

u zum Erliegen gekom- 
^ n-Stieg die Anzahl der er- 

e stätigen Personen im 
v j*

en Quartal noch um 0,6 

kh  'm ^er8,eich zum Vor" 
resquartal, so kam es im 

zweiten Halbjahr zu einem 
Rückgang um 0,1 v.H." (Jah- 
resgutachten 2001/2002 des 
Sachverständigenrates, Rn. 
166) 

Riester: „Mit der Politik, 
die wir eingeleitet haben 
und die wir in dieser 
Weise auch weitertreiben 
müssen, auch in den wich- 
tigen Bereichen anderer 
sozialpolitischer Berei- 
che wie den des Gesund- 
heitswesen, werden wir 
bestehen können." 

Gesundheitssystem 
heruntergewirtschaftet 

Die Finanzen der GKV 
haben sich unter der Ver- 
antwortung der Regierung 
Schröder von einem Polster 
in Höhe von 0,86 Mrd. Euro 
im Jahr 1997 zu einem Defi- 
zit im Jahr 2001 in Höhe von 
2,8 Mrd. Euro entwickelt. 
Der durchschnittliche Kran- 
kenkassenbeitrag in derGKV 
liegt bei 14,0%.(Bundesge- 
sundheitsministerium) 

Die nach dem Regie- 
rungswechsel von Rot-Grün 
wieder eingeführte Budge- 
tierung schafft die Regie- 
rung Schröder zum Januar 
2002 wieder ab, weil chro- 
nisch Kranke die notwen- 
dige medizinische Versor- 

gung  nicht  mehr  bekom- 
men. 

Zwei-Klassen-Medizin 

Die Bundesregierung hat 
in einigen Bereichen des Ge- 
sundheitswesens faktisch 
bereits eine Zwei-Klassen- 
Medizin etabliert: 

„Wir wollen nicht, dass 
man Arme und Reiche in Zu- 
kunft schon am Lächeln er- 
kennt", lautete die Aufschrift 
eines Wahlkampf-Plakates 
der SPD. Jetzt soll eine 
Zahnspangenbehandlung 
nach einer mit Gesundheits- 
ministerin Schmidt abge- 
stimmten Richtlinie des 
Bundesausschusses der Zahn- 
ärzte und Krankenkassen nur 
noch in besonders schweren 
Fällen von den gesetzlichen 
Krankenkassen ersetzt wer- 
den (Bild, 2. November 2001). 
Bei Jugendlichen wird das 
Einkommen der Eltern zu- 
künftig für das Aussehen der 
Zähne von Bedeutung sein. 

Weitere für gesetzlich 
versicherte Patienten teure 
Einschränkungen: Die von 
der Regierung Schröder ge- 
nehmigten Richtlinien zur 
häuslichen Krankenpflege, 
zur Dialysebehandlung und 
zu kieferorthopädischen Lei- 
stungen. 

UiFB/J 
Vollständiger Text: 
www.wahlfakten.de 
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1 J U G EN D FALTB LATT 

CHANCEN   NUTZEN 

Dein Weg in die Zukunft 
• Was wird in fünf 

Jahren sein? 

Eine beliebte Frage bei 
Einstellungsgesprächen: Wo 
sehen Sie sich in 5 Jahren? 

Das ist nicht einfach zu 
beantworten. Denn wer weiß 
schon genau, was morgen 
sein wird. Aber eines ist si- 
cher: Mit der nötigen Bereit- 
schaft anzupacken, seine 
Rechte wahrzunehmen und 
selbst Verantwortung zu 
übernehmen, kann jeder für 
seine Zukunft viel erreichen. 

Die Politik kann das nie- 
mandem abnehmen. Aber 
sie kann die Voraussetzun- 
gen dafürschaffen. Wirkön- 
nen dafür sorgen, dass es 
gute Chancen für alle gibt. 
Und durch die Vermittlung 
von Werten und Leitbildern 

bieten wir eine Orientie- 
rungshilfe, damit jeder sein 
Leben selbst in die Hand 
nehmen kann. 

Für die CDU gilt: Wir sa- 
gen, was wir tun. Und wir 
tun, was wir sagen. Über die 
Zukunft diskutieren, Pro- 
bleme richtig erkennen, sie 
konkret anpacken und wirk- 
lich lösen - das ist jetzt un- 
sere gemeinsame Aufgabe. 

• Zuerst die gute 
Ausbildung. 

Der Weg in die Zukunft 
beginnt für jeden mit einer 
guten Ausbildung. Deshalb 
müssen genügend Ausbil- 
dungsplätze für interessante 
Zukunftsberufe zur Verfü- 
gung stehen. Hierfür wollen 
wir die nötigen Vorausset- 

zungen schaffen. 
Bereits die 

schulische Aus- 
bildung sollte an 
die praktischen 
Anforderungen 
angepasst wer- 
den. Der Zugang 
zu modernen 
Medien, wie z.B. 
dem Internet, 
muss an allen 
Schulen selbst- 
verständlich 
werden. 

Um wertvolle Zeit zu 
sparen, muss man das Abitur 
schon nach 12 Jahren absol- 
vieren können. In anderen 
europäischen Ländern ist 
das längst kein Thema mehr. 
Das muss in Deutschland 
auch überall möglich sein. 

Durch verbesserte Lehr- 
pläne und einfachere Prü- 
fungsverfahren muss die 
Studienzeit an Universitäten 
verkürzt werden. Der 
Wettbewerbsvorteil am 
Technologiestandort 
Deutschland würde sich so 
endscheidend verbessern. 

Selbstständig sein. 

Junge Leute wollen et- 
was bewegen und Dinge 
selbst in die Hand nehmen" 
privat und beruflich. Und 

dabei soll "Selbstständig' 
sein" nicht bedeuten, allem 
gelassen zu werden und al'e 

Startprobleme allein löse11 

zu müssen. Denn jeder Ex'' 
stenzgründer braucht ein 
faire Chance, etwa durch 
günstiges Startkapital un 
kompetente Beratung. 

Nur wenn diese Voraus- 
setzungen gesichert werde 

wird es sich lohnen, durch' 
zustatten. Und dafür müsse11 

die Vorbereitungen jetzt he 
ginnen. 
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JUGENDFALTBLATT 

• Voneinander 
profitieren. 

Wir wollen in Zusam- 
menarbeit mit der Wirt- 
schaft neue Förderungs- 
möglichkeiten für Vereine, 
verbände und Gruppen 
schaffen. Mit Patenschaf- 
len, Sponsoring oder Stipen- 
dien werden so neue Akti- 
v'täten in der Freizeit, im 
SPort und in der Kultur ent- 
stehen. Unser Ziel ist es, da- 
mit faire Chancen für alle 
Jugendlichen zu schaffen. 

Zugleich ist es uns wich- 
ll§> dass sich junge Men- 
schen für andere einsetzen. 
Menschen aus verschiede- 
nen Kulturen, Szenen und 
Umfeldern sollen in diesem 
*-and friedlich zusammen le- 

er)- So können wir alle von- 
e,nander profitieren. Diese 
v°rhaben fordern das Enga- 
gement aller. 

* Verantwortung 
übernehmen. 

Deutschland ist eine par- 
amentarische Demokratie. 
nd damit sie funktioniert, 
°mmt es darauf an, dass je- 
er von seinem Wahlrecht 

^brauch macht. Denn als 
Nlchtwähler  schießt   man 
lnimer ein Eigentor. 

Demokratie   ist   kein 
Plel, sondern die entschei- 
nde   Voraussetzung  für 
e,ne Zukunft. Deine Mei- 

ONLINE-SHOP 

Gut gerüstet 
Von Visitenkarten und 
Großflächenplakaten bis 
zur kompletten Aus- 
stattung der Wahlkampf- 
Teams kann jetzt alles per 
Knopfdruck online be- 
stellt werden. 

Das bietet der 
Online-Shop 

Neben Faltblättern und 
Plakaten, Feuerzeugen, 
Streichholzbriefchen und 
Brillenputztüchern für den 
Straßenwahlkampf kön- 
nen auch Polo-Hemden, 
Baseballmützen und sogar 
Wind- und Regenjacken 
bestellt werden. Alle Pro- 

nung zählt wie jede andere. 
Mit uns kannst Du Politik 
direkt und aktiv mitgestal- 
ten. Wir brauchen junge 
Menschen, die mitdenken 
und Verantwortung über- 
nehmen. 

• Unser Angebot. 

Schau einfach ins Inter- 
net. Unter www.cdu.de fin- 
dest Du aktuelle Informatio- 
nen. Im CDU-Forum kannst 
Du online mitdiskutieren. 
Außerdem gibt es dort ver- 

dukte werden selbstver- 
ständlich individuell be- 
druckt. 

Und so funktioniert's: 
Auf der Seite www.kandi- 
net.de dem Verweis zum 
Online-Shop folgen und 
einfach unter Drucksa- 
chen, Teamausstattung 
oder Werbemittel das ge- 
wünschte Produkt aussu- 
chen und über den Bestell- 
Button die Stückzahl aus- 
wählen. 

Und noch ein Tipp vom 
Kandidatenservice: Pünkt- 
lich zur Fußball-WM in 
Korea und Japan bietet der 
Shop den jetzt schon heiß 
begehrten Fußball-WM- 
Faltplan. 

schiedene Möglichkeiten, 
mit uns Kontakt aufzuneh- 
men. Schreibe uns, was Dir 
am meisten auf der Seele 
brennt, was Du anpacken 
willst - per E-Mail, Brief 
oder Postkarte. 

Es lohnt sich, jetzt die ei- 
gene Zukunft mit zu 
gestalten. Denke mit, disku- 
tiere mit, arbeite mit. Das ist 
der erste Schritt auf dem 
Weg in Deine Zukunft. 

usur/ä 
www.cdu.de 
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'Aus   DER   CDU/CSU-BUNDESTAGSFRAKTI ON 

Wer bestellt, bezahlt 
• Durch die Riestersche 
Rentenreform entstehen den 
Kommunen jährlich Kosten 
in Höhe von 2,4 Milliarden 
Euro. • Für die rot-grüne 
Kindergeldregelung müs- 
sen die Gemeinden 3,5 Mil- 
liarden Euro pro Jahr mitbe- 
zahlen. • 8 Milliarden Euro 
machte im letzten Jahr die 
zusätzliche Sozialhilfe aus, 
die die Gemeinden für fast 
40 Prozent aller Arbeitslo- 
senhilfebezieher aufbringen 
mussten. Peter Götz, kom- 
munalpolitischer Sprecher 
der CDU/CSU: „Das sind 
die Folgen der sehr einfa- 
chen Methode Schröder, die 
Bürger mit neuen Leistun- 
gen zu erfreuen ohne zusätz- 
liche Kosten für den Finanz- 
minister." Mit der Veranke- 
rung des so genannten Kon- 
nexitätsprinzips im Grund- 
gesetz könnten diese Fol- 
gen verhindert werden. Das 
heißt: Finanzierungspflicht 
streng nach dem Verursa- 
cherprinzip. Oder: Wer be- 
stellt, bezahlt. 

Versagen bestätigt 
• Es verdichten sich die 
Hinweise auf unlautere Me- 
thoden bei der Vermittlung 
privater Altersvorsorgepro- 
dukte. Hier zeigt sich, dass 
das Gesetz der rot-grünen 
Bundesregierung zur För- 
derung der privaten Alters- 
vorsorge ein Schnellschuss 

war, der zulasten von Ver- 
brauchern und seriösen An- 
bietern geht. Täglich treten 
neue Lücken und Nachteile 
des Gesetzes zutage: • bei 
der Rückzahlung von För- 
dersummen, • bei der zu- 
sätzlichen Besteuerung der 
Erträge im Fall dauerhafter 
Ausreise oder im Fall einer 
Scheidung • bei den kom- 
plizierten Fördervorausset- 
zungen, die zu zu hohem 
Verwaltungsaufwand und 
zu hohen Prämien führen. 
Klaus Lippold, stellver- 
tretender Vorsitzender der 
CDU/CSU: „Wenn Ver- 
braucher zusätzliche Gelder 
für den Abschluss aufbrin- 
gen, dann muss auch dafür 
gesorgt werden, dass diese 
Mittel in vernünftige, renta- 
ble und sichere Anlagefor- 
men fließen." 

Ohne Mittelstand 
• Mit dem Projekt „Herku- 
les" plant der Bundesvertei- 
digungsminister, die ge- 
samte Informationstechnik 
für zehn Jahre an Konsortien 
zu vergeben. Dafür soll eine 
Gesellschaft unter Beteili- 
gung des Bundes gebildet 
werden. Die neue IT-Gesell- 
schaft soll Eigentümer der 
Netze, Geräte und Rechen- 
zentren sein. Offensichtlich 
nicht beabsichtigt ist bei der 
Gewinnung von Partnern in 
der Wirtschaft ein echter 
Wettbewerb unter Beteili- 

Rat der Sachverständigen 
für Umweltfragen an Trit- 
tin: Zwangspfand ökolo- 
gisch zweifelhaft und mit 
nicht zu rechtfertigen Ko- 
sten verbunden 

gung des Mittelstands. Die- 
trich Austermann, haus- 
haltspolitischer Sprecher 
der CDU/CSU: „• Das Vor- 
gehen Scharpings beim Ver- 
gabeverfahren im IT-Be- 
reich ist mehr als fragwür- 
dig. • So häufig wie in die- 
sem Verfahren hat der Staat 
noch nie versucht, die eige- 
nen Regeln zu umgehen. • 
In letzter Zeit häufen sich 
großvolumige Auftragsver- 
gaben, die ohne Ausschrei- 
bung zustande kommen." 

Rückgängig gemacht 
• Anfang März auf dem 
SPD-ParteitagOstin Magde- 
burg hat Bundeskanzler 
Schröder vor laufenden Ka- 
meras verkündet: Die Lohn- 
angleichung in den neuen 
Bundesländern muss bis spä- 
testens 2007 erfolgen. Vor 
den Bundeswehrkomman- 

deuren in Hannover hat er ge- 
nau diese Ankündigung jetzt 
wieder rückgängig gemacht- 
Günter Nooke, Sprecher der 
Abgeordneten der neuen 
Länder in der CDU/CSU-' 
„Der zeitliche Abstand zwi- 
schen den Versprechen 
Schröders und dem Brechen 
dieser Versprechen wird im- 
mer kürzer." " 
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*'* SINKT NICHT, wie 
en Medien immer wieder 

Rauptet wird. Sie steigt: 
e Staatsverschuldung - im- 
er Leiter, nur etwas langsa- 

f,er als vorher. Die Zahlen: 

R
nde 1998, kurz nach dem 
gierungswechsel beliefen 

Ij^die Schulden der öffent- 
J^n Haushalte laut Stad- 
lern    Bundesamt    auf 
H Milliarden Euro. Heu- 

trägt die Schuldenlast |f bet 
'225 

Milliarden Euro. Zu- 

b
c,lsgeschwindigkeit: 

'333 
Euro pro Sekunde. 

>K GESUNKEN is, 
re. Angaben von kress- 
der 

n 'm vergangenen Jahr 
Qr Umsatz der Spiegel- 
^PPe: auf 314 Millionen 
|jo

r° gegenüber 351,7 Mu- 
te^'m Jahr 2000. Am här- 

Su! hat es mit emem Ein" 
sjh um 12,6 Prozent den 
Spj Ster,Umsatzbringer,den 

§e'-Verlag, getroffen. 

^ATISCH ERHÖHT "*U; 
\ern

Slch seit dem Fall des Ei- 
%s

e.nVorhangs die Zahl der 

^he
Medler- Während zwi- 

\* '950 und 1989 knapp 

"% lion Deutschstäm- 
^e'

ndie Bundesrepublik 
l<%)n' waren es zwischen 
\ üM 2001 2,2 Millio- 
\\{ 

He*unftsländer: ehe- 
^nv-6 SovvJetunion, Polen, 
^^•1994 kamen von 
fJfK)'a      Aussiedlerr>   213. 

üs den GUS-Staaten. 

ZERTIFIZIERUNG-un- 
ter diesem Wort kann sich 
nur eine Minderheit der 
Deutschen etwas vorstellen. 
Insbesondere weiß kaum ei- 
ner, was es im Zusammen- 
hang mit der so genannten 
Riester-Rente bedeutet. Nur 
eins hat sich bei den meisten 
festgesetzt: hohe Erwartun- 
gen an den Staat. Ad Rijken, 
Vertriebsvorstand bei der 
Delta Lloyd: „Das sind sehr 
viel höhere Erwartungen als 
das, was die Zertifizierung 
der Riester-Produkte letzt- 
lich gewährleistet." 

200 MIO EURO-das ist 
die Höhe der Schäden, die 
nach einer Bilanz des Deut- 
schen Städtetags durch 
Farbsprühereien angerichtet 
werden. Die Hälfte der 
Schäden entfällt auf öffent- 
liche Verkehrsmittel. Pri- 
vate Gebäude wurden mit 
etwa 60 Millionen Euro ge- 
schädigt, öffentliche mit 
rund 40 Millionen. Die 
Frankfurter Oberbürger- 
meisterin und Vizepräsiden- 
tin des Städtetags, Petra 
Roth: „Farbschmierereien 
sind keine Kunst." Sie un- 
terstützt deshalb einen Ge- 
setzentwurf, der die straf- 
rechtliche Verfolgung von 
.sprayern erleichtert. 

„ENTSCHLOSSEN, den 
so genannten genetischen 
Fingerabdruck zur Aufklär- 

Ku Rz   &   BüNDIG1 

ung von Kapital- und Se- 
xualverbrechen verstärkt zu 
nutzen", ist der hessische Ju- 
stizminister Christean Wag- 
ner. Bereits durch kleinste 
Spuren könne eine sichere 
Zuordnung von Tat und Tä- 
ter erfolgen. Wagner setzt 
sich für den Ausbau der 
DNA-Analyse-Datei beim 
Bundeskriminalamtein. Dort 
seien bisher nur 130.000 
Datensätze gespeichert. Die 
Behörde verfügt dagegen 
über die konventionellen 
Fingerabdrücke von 2,9 Mil- 
lionen Bürgern. 

SITZENBLEIBEN soll 
nach Meinung einer großen 
Mehrheit der Deutschen 
nicht abgeschafft werden. 
79 Prozent sind nach einer 
Forsa-Umfrage dagegen. 
Die niedersächsische Kul- 
tusministerin Renate Jür- 
gens-Pieper (SPD) hatte ge- 
fordert, Schüler künftig 
auch bei schlechten Noten 
zu versetzen. 

WEGEN   AKUTER Ge- 
fahr ist im vergangeen Jahr 
10.700 Lastwagen die Wei- 
terfahrt untersagt worden. 
460 ausländische Fahrer 
wurden wegen schwerwie- 
gender Mängel bereits an der 
Grenze zurückgewiesen. 
Insgeamt fiel jedes fünfte 
Fahrzeug durch technische 
Mängel oder Verstöße der 
Fahrer auf. UD 
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1  BUNDES FACH AUSSCHUSS    AUSSEN-    UND    SICHERHE I TSP0LIT I K 

SCHUTZ  VOR   BIOLOGISCHEN  WAFFEN 

Von den Ankündigungen der Regierung 
ist nicht mehr viel übrig geblieben 

Nach den Angriffen auf 
das World Trade Center 
und das Pentagon vom 11. 
September 2001 gab es in 
den USA eine weitere 
Folge terroristischer An- 
schläge, die in den Verei- 
nigten Staaten, aber auch 
in anderen Ländern Be- 
sorgnis und große Ängste 
auslöste. Briefe, die mit 
Milzbrand-Erregern kon- 
taminiert worden waren, 
forderten fünf Todesop- 
fer. Insgesamt registrier- 
ten die US-Behörden 18 
verseuchte Briefe und 
etwa 16.000 Alarmmel- 
dungen. 

Aufgrund der verhältnis- 
mäßig geringen Opferzahl 
der Milzbrand-Attacken in 
den USA zu folgern, die von 
biologischen Waffen (B- 
Waffen) ausgehende Gefahr 
als Mittel der Kriegführung 
oder des Terrors sei zu ver- 
nachlässigen, wäre ein tragi- 
scher Irrtum. Auch wenn 
Panik und apokalyptische 
Weltuntergangsszenarien 
unangemessen sind, ist es 
dringend geboten, sich so 
weit wie möglich gegen B- 
Waffen zu schützen. 

B-Waffen  kommen  als 
Krankheitserreger  (Viren 

BESCHLUSS   DES 
BUNDESFACHAUS- 

SCHUSSES   UNTER 
DER   LEITUNG 

VON   FRIEDBERT 
PFLÜGER 

oder Bakterien) in der Natur 
vor. Die Verbreitung oder 
die Beschaffung dieser Erre- 
ger kann nie mit vollständi- 
ger Gewissheit unterbunden 
werden. Dies bedeutet aber 
nicht, dass die Beschaffung 
von Erregern leicht wäre 
und man sich quasi im 
„Sandkasten der Natur" be- 
dienen könne. 

Entgegen oftmals ver- 
breiteter Meldungen sind 
biologische Waffen keines- 
wegs leicht herzustellen und 
vor allem nur sehr schwer ef- 
fektiv auszubringen. Hier- 
für sind ein erhebliches 
Know-how und große tech- 
nische Kapazitäten erfor- 
derlich. Wenn es aber doch 
gelingt, diese Herausforde- 
rungen zu bewältigen, droht 
durch B-Waffen ein enor- 
mer Schaden. 

Eine besondere Gefahr 
besteht darin, dass Terrori- 
sten oder feindliche Regime 

das Wissen über die ra# 
zunehmenden Erkenntnis5 

in der Biotechnologie >ü 

den Bau von B-Waffen &' 
nutzen, denn in einer g 
hausierten Weltwirtsch^ 
kann die Weiterverbreite11-' 

von Wissen nicht auf Da 

er unterbunden werden- > 
wohl   die   Kenntnisse 

p- 

i-i" 

auch die technischen 
pazitäten, die in der P

1 

technologie für sinnvo 
Zwecke einsetzbar s'n 

können auch zur HefS 

lung von B-Waffen m's. 
braucht werden, wenn 
entsprechender Erregerv 

handen ist. • 
Zu bedenken ist, dass e 

ne prophylaktische ^P^J 
großer Teile der Bevö^ 
rung gegen sämtliche in - 

ge kommenden B-fca . 
Stoffe weder medizin1^. 

sinnvoll ist noch wirtsC^3 
lieh und finanziell zu be* 
tigen wäre. Dies bede ^ 
dass neben Anstreng^. 
zur Verhinderung der . 
breitung von B-Waffen ^ 
allem Maßnahmen zül" 
eignisbewältigung irn 

dergrund stehen müsse11'^ 
Die Bundesregierung^ 

nach dem 11. Septe^ 
grundlegende Verbesse 
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BUNDESFACHAUSSCHUSS  AUSSEN-   UND  SICHERHEITSPOLITIK ' 

§en in den Bereichen Prä- 
j^tion und Katastrophen- 

^ältigung   angekündigt. 
'ervon ist nach dem Ab- 

lachen des öffentlichen 
presses nicht mehr viel 
Ubr'g geblieben. Nach wie 
V°r'st Deutschland auf Zwi- 
^enfälle mit biologischen 

affen nicht ausreichend 
bereitet. 

öie CDU schlägt 
deshalb folgende 
Maßnahmen vor: 

er Zugang zu Erregern 
e 

Ss so weit wie möglich 
^hwert werden. Die Ab- 

j. e von Erregern zu me- 

,roll 
'nie 

Aschen   Forschungs- 
ec^en ist streng zu kon- 
teren. Hierfür müssen 

^•"national einheitliche 
fe'

ndeststandards geschaf- 
fenen. Die Abgabe von 

gern muss zudem inter- 
voii°nal erfasst und nacn- 
* ^0§en werden können. 
a Nölig sind strenge Si- 
ler^

heitsüberprüfungen al- 
l^,ersonen, die Zugang zu 
^ affen-Erregern haben. 
be

S geschieht bereits in 
8^ tschland, wo für den Zu- 
che

§ ZU besonders gefährli- 
n^ trregern eine so ge- 
^ni»te Umgangsgenehmi- 
tHüs

8 nötig ist. Allerdings 
ter^ 6n auch hier strenge in- 

,atl°nale    Mindeststan- X geschaffen werden, da 

das hohe deutsche Sicher- 
heitsniveau nicht überall er- 
reicht wird. 
• Strenge Lieferkontrollen 
für technische Ausrüstungs- 
gegenstände, die zur Her- 
stellung von B-Waffen ver- 
wendet werden könnten. 
Der Verkauf technischer 
Einrichtungen auf dem all- 
gemeinen Markt sollte bei 
besonders sensiblen Gerä- 
ten erfasst werden. Aller- 
dings tritt in diesem Zusam- 
menhang in besonderem 
Maße die Dual-use-Proble- 
matik auf. 
• Das Übereinkommen 
über biologische Waffen, 
dem beizutreten alle Nicht- 
Mitgliedstaaten aufgefor- 
dert sind, muss um einen Ve- 
rifikationsmechanismus er- 
gänzt werden, der Inspektio- 
nen vor Ort erlaubt, um die 
Vertragstreue überprüfen zu 
können. Zudem muss die 
Grauzone zwischen offensi- 
ver und defensiver B-Waf- 
fen-Forschung verkleinert 
werden. Wie das nach dem 
Zweiten Golfkrieg aufge- 
deckte irakische Atomwaf- 
fenprogramm zeigte, brin- 
gen internationale Konven- 
tionen zwar nur einen be- 
grenzten Schutz, doch kön- 
nen sie zu steigenden Be- 
schaffungs- und Entwick- 
lungskosten führen und das 
Risiko, bei der Beschaffung 
oder Entwicklung entdeckt 
zu werden, erhöhen. 

Friedberg Pflüger: Bio-Waffen sind 
entgegen landläufiger Meinung nicht 
leicht herzustellen. Gelingt es aber, 
die Schwierigkeiten zu meistern, 
dann richten sie großen Schaden an. 

m Notwendig ist die Ver- 
stärkung der nachrichten- 
dienstlichen Ermittlung. 
Hierfür muss der Bundes- 
nachrichtendienst politisch 
eine stärkere Unterstützung 
erfahren und die geheim- 
dienstliche Zusammenar- 
beit mit anderen Nationen 
enger gestaltet werden. 
• Die internationale Hilfe 
zur Verhinderung des brain 
drain - insbesondere aus der 
ehemaligen UdSSR, die ein 
B-Waffenprogramm unter- 
hielt-muss fortgeführt bzw. 
intensiviert werden, um ei- 
ne Abwerbung von Wissen- 
schaftlern, die in der B-Waf- 
fen-Forschung tätig waren, 
zu verhindern. 
• Verbesserung der Fähig- 
keiten, B-Waffen detektie- 
ren und identifizieren zu 
können. Die Forschung soll- 
te international bzw. aufeu- 
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'AUSSEN-    UND    SlCHERHEITS POLITIK 

ropäischer Ebene koordi- 
niert werden. 
• Stärkung der Forschung an 
Impfstoffen und Medika- 
menten. Auch hier sollte die 
Forschung international bzw. 
auf europäischer Ebene ko- 
ordiniert werden. 
• Bevorratung einer ange- 
messenen Menge von Medi- 
kamenten und Impfstoffen. 
Auch hier sollten grenzü- 
berschreitende Absprachen 
angestrebt werden. 
• Stärkung der zivilen und 
militärischen B-Schutz-Ein- 
heiten. Der Katastrophen- 
schutz (z.B. das THW), der 
in den vergangenen Jahren 
sträflich vernachlässigt wur- 
de, muss wieder besser aus- 
gestattet werden. 
• Schulung des medizini- 
schen Personals über die Ge- 
fahren von B-Waffen und 
die möglichen Gegenmaß- 
nahmen. 
• Sicherstellung einer ra- 
schen Verfügbarkeit einer 
Mindestzahl von Isolations- 
bzw. Quarantänestationen 
mit der entsprechenden me- 
dizinischen Ausstattung, 
um Erkrankten helfen zu 
können und eine weitere 
Ausbreitung der Krankheit 
bzw. Seuche zu verhindern. 
Die Bundeswehrkranken- 
häuser, deren Ausstattung 
verbessert werden muss, 
sind in ein Gesamtkonzept 
zur medizinischen Versor- 
gung einzubeziehen. 

ANNETTE   WIDMANN-MAUZ: 

Rot-Grün bevormundet 
Patienten und Versicherungen 

Zum Konflikt 
zwischen Bun- 
desgesundheits- 
ministerin Ulla 
Schmidt und 
der Ärzteschaft 
erklärte die Be- 
auftragte für 
Verbraucher- 
fragen der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion: 

Der Präsident der Bun- 
desärztekammer, Jörg-Die- 
trich Hoppe, legt den Finger 
in die Wunde: Unter Rot- 
Grün dominiert der Büro- 
kratismus über die mensch- 
liche Zuwendung. Statt 
freier Arztwahl Staatsme- 
dizin. Die Therapiefreiheit 
des Arztes wird einer Li- 
stenmedizin geopfert. Und 
statt den Wettbewerb aus- 
zubauen, werden die Wei- 
chen für eine Einheitsversi- 
cherung gestellt. 

Auch die von SPD-na- 
hen Experten ausgearbei- 
tete Vorlage für das Wahl- 
programm der SPD ver- 
heißt für die Patienten 
nichts Gutes. Der Patient 
wird nicht in seiner per- 
sönlichen Lage gesehen, 
sondern auf Standardmaße 
reduziert. Obwohl die 
Ärzte bereits seit geraumer 

Zeit vor einen1 

ÄrztemangeK 
insbesondere in 

den neuen Län- 
dem, warnen, ist 

die Regierung 

untätig geblie' 
ben. Die Budge- 
tierung der ärzt- 

lichen Honorare führt zu 
einem Verfall der Preist 
ärztlicher Leistungen, ge' 
fährdet damit die wir1' 
schaftliche Existenz einer 
Arztpraxis und somit au 
Dauer eine flächendeck' 
ende ambulante ärztliche 
Versorgung. 

Die CDU/ CSU-Frak- 
tion ist deshalb für eine Be- 
endigung der Budgetierung 
eingetreten. Sie fordert flj 
medizinisch notwendig^ 
Leistungen feste Preise un 
tritt für eine Stärkung def 

Freiberuflichkeit ein. 
Trotz  des  desaströsef 

Zustands unseres Gesund- 
heitswesens hat die Sr 
nichts gelernt. Ihre jetzt & 
kannt gewordenen Grün 
züge   für ein  Wahlpr°' 

sie 
de' 

gramm verraten, dass 
weiter auf Gängelung 
Patienten und Einseht» 
kungen der ärztlichen 
rapiefreiheit setzt. 
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MITTELSTANDS-   UND  WIRTSCHAFTSVEREINIGUNG   DER   CDU/CSU1 

LäNDERVERGLEICH 

Rot-Grün versagt bei Wachstum 
und Beschäftigung 

er stellvertretende Bun- 
esvorsitzende  der   MIT 
*d    CDU-Abgeordnete 

v.artmut Schauerte hat die 
'er größten Bundesländer 

.'Einander verglichen: 
, as »Rot-Grüne Projekt" 
d
at auf Bundes- und Lan- 

^ebene Dei Wachstum 
nd Beschäftigung versagt. 

? BEISPIEL Wirtschafts- 

w aft:     Das    Wirtschafts- 

20ohStUm in NRW betru§ 
Z01 0,1% und in Nieder- 

te
cnsen 0,3%. Baden-Würt- 

\y. ^rg hatte hingegen ein 
I ^Schaftswachstum    von 
£J % und Bayern von 0,9%. 
u   durchschnitt der alten 
yT

Mtr lag bei 0,7%. Dieser 
t^nd setzt sich bei Betrach- 
^ § aller Länder auch in der 
£h,£ ristperspektive     fort. 
der ^geführte    Bundeslän- 

% ulten 2001 im Schnitt 

,WWachstum  von   1,0%, 
.Wgefuhrte von -0,35%. In 
w      und   Niedersachsen 

Sider Anstie8 des Brut" 
irj^dsproduktes 1995 bis 
infi 

kaum halb so hoch wie 
Sem. 

,*„s,ElSp|EL Arbeits- und 
§erin"

dungsplätze:     Das 
ge   Wirtschaftswachs- 

tum hat naturgemäß Auswir- 
kungen auf den schleppen- 
den Rückgang der Arbeitslo- 
sigkeit. So war die Arbeits- 
losenquote in NRW (9,6%) 
und Niedersachsen (9,8%) 
im Jahresdurchschnitt 2001 
fast doppelt so hoch wie in 
Bayern (5,2%) und Baden- 
Württemberg mit (4,9%). 
Auch die Jugendarbeitslo- 
sigkeit lag in NRW (9,6%) 
und Niedersachsen (10,3%) 
deutlich höher als in Bayern 
(7%) und Baden-Württem- 
berg (5,5%). Hinzu kommt 
das viel geringere Ausbil- 
dungsangebot in den SPD- 
regierten Bundesländern. So 
liegen Bayern (866) und Ba- 
den-Württemberg (827) bei 
den gemeldeten Berufsaus- 
bildungsstellen pro 100.000 
Einwohner deutlich vordem 
Durchschnitt der alten Län- 
der (747) und Niedersachsen 
(746). Die rote Laterne hat 
auch hier NRW mit 698. 

• BEISPIEL Selbständi- 
genquote: Auf Grund der 
verfehlten Wirtschafts- und 
Mittelstandspolitik standen 
allein bis Ende Oktober letz- 
ten Jahres in NRW mit 4.549 
eröffneten Insolvenzverfah- 
ren fast doppelt so viele Un- 

ternehmen vor der Pleite wie 
in Bayern. Im Saldo der An- 
und Abmeldungen von Ge- 
werbenpro 100.000 Einwoh- 
nern gab es 2001 in NR W ge- 
rade einmal ein Plus von 56. 
In Bayern waren es mit 141 
fast dreimal so viele. 

• BEISPIEL Patentanmel- 
dungen: Von 53.521 Paten- 
tanmeldungen in 2000 ka- 
men fast die Hälfte aus Bay- 
ern (13.301) und Baden- 
Württemberg (12.486). 

• Hartmut Schauerte: 
„Wenige Monate vor der 
Bundestagswahl am 22. 
September wird immer kla- 
rer: Mit Rot-Grün sind 
Wachstum und Beschäfti- 
gung nicht zu schaffen. 
Wirtschaftspolitische In- 
kompetenz und .Aussitzen' 
sind zum Markenzeichen 
einer verfehlten Politik ge- 
worden, während unions- 
geführte Länder durch bes- 
sere Konzepte mehr für un- 
sere Bürger erreichen. Der 
Vergleich aller wichtigen 
ökonomischen Kennzahlen 
spricht eine deutliche Spra- 
che: Diese Bundesregierung 
hat den Wählerauftrag nicht 
erfüllt." UD 
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1 AUFGELESEN 

UNABHÄNGIGE   TAGESZE1 KS"W%( 

1.   MAI 

Gebrochene Verspre- 
chen und enttäuschte 

Erwartungen 

Auf der Suche nach knalligen 
Botschaften hat sich die Ar- 
beitnehmerschaft der CDU 
jetzt was einfallen lassen. Ein 
„Aha1." scheint garantiert. 
Es rückt der 1. Mai näher, der 
Tag der Arbeit. „Erstmals 
verzichtet die CDA in diesem 
Jahr auf einen neuen Maiauf- 
ruf", erklärt jetzt der Sozial- 
flügel der CDU. Die Chance 
bewusst verpassen? Nein, so 
einfach ist es natürlich nicht. 
Der Verzicht auf eine eigene 
Maibotschaft ist gekoppelt 
an eine Wiederholung. Die 
CDA macht sich nämlich den 
Maiaufruf des DGB von 
1998 zu eigen: „Deutschland 
braucht eine andere Politik. 
Die Menschen haben das 
Vertrauen verloren in eine 
Politik, die voiwiegend aus 
gebrochenen Versprechen 
und enttäuschten Erwartun- 
gen besteht. Massenarbeits- 
losigkeit und Sozialabbau 
gefährden den sozialen Frie- 
den." Der Tagespiegel 

KIRCH 

Jetzt wird sich zeigen 

Mit Kirchs Gang zum Insol- 
venzrichter endet eine atem- 
braubende Gründergeschich- 
te, aber auch eine medienpo- 
litische Ära. Jetzt wird sich 
zeigen, ob die deutsche Poli- 
tik reif ist für eine globalen 
Spielregeln folgende Me- 
dienwirtschaft oder ob sie 
die strategischen Fehler von 
Kirch nur als Vorwand nutzt, 
um schleunigst in die alte, 
lauwarm temperierte Treib- 
hauskultur der deutschen 
Staatsmedienlandschaft 
zurückzukehren.    Die Welt 

Es geht auch 
um Medienpolitik 

Die unausweichliche Insol- 
venz der Mediengruppe 
Kirch ist zunächst einmal 
ein Sieg marktwirtschaftli- 
cher Vernunft über das poli- 
tische Kalkül, die Quittung 
für eine unternehmerische 
Fehlrechnung. Noch ist es zu 
früh, aus diesem Zusam- 
menbruch, einer der größ- 

ten Pleiten der NachkrUP' 
zeit, schon auf das Ende de 
Deutschland AG auf de'n 

Markt  der   elektronisch" 
Medien zu schließen. MaC' 
wie vor ist der Markt star 
reguliert, was mit zum N' 
dergang des Kirch-Imper'' 
ums beigetragen hat. Pa 

es hierbei nicht allein um't' 
dustriepolitik, sondern allC 

um Medienpolitik geht, Wfl 
auf der Hand. 

Die Karten werden 
neu gemischt 

Der Traumfilm ist %eris.A 
Der märchenhafte Mst'^ 
des Leo Kirch vom F'1'1 fi 
handler aus der franko 
Provinz   zum   mächtig* •it?» 

Gf 

Medienunternehmer m 
ropa ist zu Ende gegan$ 
Die größte Pleite in der 
schichte der Bundesrtf 
blikstellteineZäsurdtV" | 
wohl wirtschaftlich als a« 
politisch. Die von R'SJf^f 
gen geförderte Stabil^ 
dem  deutschen   TV'^ ,j\ 
gehört der Vergangen ^ 
an. Die Kirch-Pleite ist"1 f 

len Konsequenzen n0t^-$ 
nicht überschaubar.      /7, 
ist  klar:  Die  Karte» 
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TOPTHEMA ' 

eutschland werden neu ge- 
""Kfo. Handelsblatt 

I MINDERHEIT 

pür Rot-Grün sehr 
blamabel 

s ^  Recht   parlamentari- 
e'" Minderheiten, von der 
h]'heit nicht Übergängen 

j,   erden,ist auch hinter den 
'en eines Untersuchungs- 

^husses gültig. DasBun- 
^ Veifassungsreicht hat mit 
fr lem Tenor der Unions- 
J^o/j fo, Bundestag Recht 

J?en- die sich über die 
^'«ü'liche Schließung der 
w  %enliste im Parteispen- 
L^schuss 
*** D 

beschwert 
*as Urteil ist für die 

kh^ne Ausschussmehrheit 
" blamabel.       Die Welt 

'•"/- 

SCH LESWIG-HOLSTEIN 

^at Frau Simonis 
gelogen? 

Hle> Staatskanzlei-Chefin 
,,Qt

es^ig-Holstein zuräck- 
usste man schon, dass 

die Luft brennt. Denn Klaus 
Gärtner war für die Mini- 
sterpräsidentin eigentlich 
unentbehrlich. Es ging offen- 
bar um Wichtigeres, sprich: 
um Frau Simonis selbst. Die 
hat sich darauf fest gelegt, in 
der Kieler Korruptionsaffäre 
frei von persönlicher Verant- 
wortung zu sein. Sobald sie 
vom „Doppelleben", also 
den privatwirtschaftlichen 
Nebentätigkeiten des später 
festgenommenen Expo-Be- 
auftragten Pröhl, erfahren 
habe, habe sie die Prüfung 
der Vorgänge veranlasst. In- 
zwischen wird Frau Simonis" 
Darlegung von Außenste- 
henden in Abrede gestellt. 
Angeblich sei sie seit lan- 
gem informiert gewesen. Hat 
Frau Simonis also die Öf- 
fentlichkeit belogen, als sie 
sagte: „Ich wusste von 
nichts"? FAZ 

IG-METALL 

Kampf dem Mitglieder- 
schwund 

Wenn der Gewerkschafts- 
boss „6,5 Prozent" sagt, 
wird das schon seine Rich- 

tigkeit haben. Die Zahl 
schrumpft bis zur Einigung 
ohnehin noch. Schließlich 
geht es um viel mehr, z.B. um 
das Ende der Bescheiden- 
heit. Außerdem darum, Hand- 
lungsfähigkeit zu demon- 
strieren, um sich gegenüber 
seiner Klientel wieder at- 
traktiv zu zeigen: Kampf dem 
Mitgliederschwund.' 

Rheinischer Merkur 

UNGARN 

Bekenntnis zu Europa 

In der ersten Runde der Par- 
lamentswahlen haben die un- 
garischen Wähler den oppo- 
sitionellen Sozialisten einen 
knappen Sieg beschert. Das 
Votum ist eine A bsage an den 
Populismus der regierenden 
Fidesz-Partei des Minister- 
präsidenten Orban und den 
Rechtsextremismus der Ge- 
rechtigkeitspartei. Das Wahl- 
ergebnis ist aber auch ein Be- 
kenntnis zu Europa und zur 
Marktwirtschaft, denn die 
Sozialisten haben sich ohne 
Wenn und Aber für den EU- 
B ei tritt ausgesprochen. 
Financial Times Deutschland 
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Plakat „Politik braucht Frauen 

DIN Al 
Best-Nr.: 7821 

25 Expl.: 13,00 € (15,00€) 

DINAO 
Best-Nr.: 7822 

25 Expl.: 17,50 € (20,30 €) 

Frauen-Union „Rahmenplakat" 

DIN Al 
Best-Nr.: 8819 

25 Expl.: 13,00 € (15,00 €) 

DINAO 
Best-Nr.: 8820 

25 Expl.: 17,50€ (20,30€) 

Rednerplakat „Maria Böhmer" 

DIN Al 
Best-Nr.: 8817 

25 Expl.: 13,00 € (15,00 €) 

DINAO 
Best-Nr.: 8816 

25 Expl.: 17,50 € (20,30 €) 
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Finanzen 

Kommunen stärken 

finanziellen Handlungsspielraum 
zurückgewinnen! 

kpir 
— stirti-w-ort 

jjePorello „Finanzen - 
Ko«imunen stärken" 
Bßst.-Nr.: 2850 
100 Expl.: 15,00 € 
(16-05€) 

*p 

Statut, 
Stand 1.3.2002 

Best-Nr.: 3363 

20 Expl.: 11,50 € 

(12,30€) 

*B i/ge'Se In den Klammern sind inkl. 7% bzw. 16% MwSt. 
^rschnty

kosten w^rden gemäß den Versandbedingungen 

Leitsätze zu Entscheidungen 
des Bundesparteigerichts der CDU 

1969 bis 2000 

CDU 

Leitsätze Parteigericht, 

Best-Nr.: 3723 

20 Expl.: 36,00 € (38,52 €) 

Statut der CDU Deutschlands 

Finanz- und 
eitragsordnung 

Parlelgerichfsordnung 

Geschäftsordnung 

CDU 
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Ballongas Helium 

Bestellschein 
Außenwerbemittel - 

Absender/KV-Nr. 
Rechnungsanschrift 

CDU-Bundesgeschäftstelle 
Bereich Produktion und Distribution 
Klingelhöferstraße 8 
10785 Berlin 

Fax:030-22070-389 

CDU-Verband 

Ansprechpartner 

Straße 

PLZ, Ort 

Tel.-Nr. 

Lieferanschrift (falls nicht identisch) 

CDU-Verband 

Ansprechpartner 

Straße 

PLZ, Ort 

Tel.-Nr. 

Anliefertag: 

Abholtag 

H 

(Bitte unbedingt eintragen!) 

Menge Artikel 

Raschengrösse N10 
2,7 cbm/ca. 180 Ballons 

Raschengrösse N 20 
5,5 cbm/ca. 360 Ballons 

Raschengrösse N 30 
8,2 cbm/ca. 540 Ballons 

Einzelpreis 

104,40 € 
(121,10€) 

136,80 € 
(158,69 €) 

167,20 € 
(194,18€) 

Gesamtpreis 

Datum Unterschrift 

Die Preise in den Klammem sind inkl. 16% MwSt. 
22 • UID 12/2002       Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 



ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

• Bei den Heliumflaschen handelt sich um sog. Leichtge- 
wichtszylinder mit einem Gewicht von 12 kg bis 49 kg. 

Die Flaschen sind bereits mit einem Ventil ausgestattet 
und verfügen über eine eingebaute Inhaltsanzeige. 

Auf der jeweiligen Helium-Flasche befindet sich eine 
ausführliche Bedienungsamleitung. 

Im Preis sind die Kosten für die Anlieferung und für die 
Abholung bereits eingerechnet. Die Berechnung erfolgt 
durch den Lieferanten. 

Service: 

lete: Die ersten 30 Tage mietfrei, danach fallen pro angefangenen Monat 26,00€ 

(30,16 €) Mietkosten pro Flasche an. 

^and: 

RG 

Keine Pfandhinterlegung. 

Ieferzeit:      Innerhalb von 24 Stunden bei Auftragserteilung bis 10.00 Uhr. 

ck§abe: Angebrochene Flaschen werden voll berechnet. Bei vollen Flaschen wird eine 
Bearbeitungsgebühr von 20% erhoben. Volle Flaschen vor Rückgabe unbe- 
dingt kennzeichnen! Weitere Kosten fallen somit nicht an. 

Die Preise in den Klammern sind inkl. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet.      U1D 12/2002 • 23 



UD 
Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rhein bach 
PVSt,   Deutsche   Post  AG 
Entgelt   bezahlt. 

Faltplan 
„Ländervergleich" 

Unionsgeführte Länder 
belegen: Man kann auch 
gut regieren 

Best-Nr.: 2865 

50 Expl.: 15,25 € (16,32 €) 

Versprochen - Gebrochen! 

urfÄS*** 

^{<^tl 
Klappkarte 
„Versprochen - Gebrochen" 

Die 9 Wahlversprechen der SPD 

Best-Nr.: 9864 

100 Expl.: 6,90 € (8,00 €) 

Die Preise in den Klammem sind inkl. 16% MwSt. 
Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 

BESTELLANSCH 

• ,6i"1' 
Bertelsmann Distribution ^ 

-IS-VersandzentrfJ 
Postfach 1162 J3759V&2 

Telefax 05241-80*l8Y 

e-mail: u 
cdu-shop@hertfls""" 


